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2.8 Einzelhandel

Grundsätze und Ziele der Raumordnung

1 G Grundsatz der Raumordnung ist es, eine ausge­
wogene Handels- und Dienstleistungsstruktur zur
Versorgung der Bevölkerung und der Wirtschaft
im Land zu gewährleisten. Hierzu ist ein breites
Spektrum von Einrichtungen unterschiedlicher

Größen, Betriebsarten und Angebotsformen erfor­
derlich. Die Einrichtungen sollen nach Größe und
Angebot differenziert verteilt mit Schwerpunkten
in den Zentralen Orten bereitgestellt werden. Die
Verkaufsflächengröße der Einzelhandelseinrichtungen
soll an der sortimentbezogenen örtlichen Versor­
gungsfunktion der Standortgemeinde ausgerichtet
sein.

2 G In allen Gemeinden soll auf ausreichende, wohnort­

nahe Einzelhandelseinrichtungen zur Deckung. des
täglichen Bedarfs, insbesondere an Lebensmitteln
(Nahversorgung), hingewirkt werden. Dabei soll die
Verkaufsfläche der Einzelhandelseinrichtungen zur

. Nahversorgung am örtlichen Bedarf ausgerichtet
werden. Die Deckung des spezialisierten, höherwer­
tigen sowie länger- und langfristigen Bedarfs bleibt
insbesondere den Zentralen Orten (+2.2) verschie­
dener Stufen vorbehalten.

3Z Großflächige Einzelhandelseinrichtungen und
Dienstleistungszentren sind wegen ihrer besonderen
Bedeutung für die Zentralität nur in den Zentralen
Orten (+2.2) vorzusehen (Zentralitätsgebot).
Das gilt auch für mehrere kleinere Ladeneinheiten
im räumlich-funktionalen Verbund, deren Gesamt­

größe die Großflächigkeit erreicht und die ört-
liche Versorgungsfunktion überschreitet sowie
die Erw~jterung vorhandener Betriebe in die
Großflächigkeit hinein.

4Z Bei der Ansiedlung großflächiger Einzelhandels­
einrichtungen ist die wesentliche Beeinträchtigung
der Funktionsfähigkeit bestehender oder ge­
planter Versorgungszentren, insbesondere an
integrierten Versorgungsstandorten, innerhalb der
Standortgemeinde zu vermeiden. Darüber hinaus
darf die Versorgungsfunktion beziehungsweise
die Funktionsfähigkeit bestehender oder geplanter
Versorgungszentren benachbarter Zentraler Orte
nicht wesentlich beeinträchtigt werden (Beein­
trächtigungsverbot).

5Z Art und Umfang solcher Einrichtungen müssen
dem Grad der zentralörtlichen Bedeutung der
Standortgemeinde entsprechen; die Gesamtstruktur
des Einzelhandels muss der Bevölkerungszahl und
der sortimentspezifischen Kaufkraft im Nah- bezie­
hungsweise Verflechtungsbereich angemessen sein
(Kongruenzgebot).

Dementsprechend vorbehalten sind
Oberzentren

- einzelne Einzelhandelseinrichtungen des aperio­
dischen, höherwertigen, langfristigen oder spezia­
lisierten Bedarfs (Großkaufhäuser, Fachmärkte mit
mehr als 10.000 Quadratmetern Verkaufsfläche je
Einzelvorhaben),
Einkaufszentren und sonstige Einzelhandels­
agglomerationen (zum Beispiel Fachmarktzentren)
mit mehr als 15.000 Quadratmetern Gesamtver­

kaufsfläche je Standort.
Hersteller- Direktverkaufszentren (Factory- oder
Designer-Outlet-Center) als besondere Form des
großflächigen Einzelhandels sind nur in Oberzentren
zulässig. Sie sind in die vorhandene Zentrenstruktur
zu integrieren.
Mittelzentren
- mit mehr als 50.000 Einwohnerinnen und

Einwohnern im Mittelbereich einzelne Einzel­

handelseinrichtungen des aperiodischen,
gehobenen, längerfristigen Bedarfs (Kauf­
häuser, Fachgeschäfte oder Fachmärkte) mit
bis zu 10.000 Quadratmetern Verkaufsfläche

je Einzelvorhaben sowie Einkaufszentren und

sonstige Einzelhandelsagglomerationen (zum
Beispiel Fachmarktzentren)mit bis zu 15.000 Qua­
dratmetern Gesamtverkaufsflächeje Standort,

- mit bis zu 50.000 Einwohnerinnen und
Einwohnern im Mittelbereich einzelne Einzel­

handelseinrichtungen des aperiodischen, ge­
hobenen, längerfristigen Bedarfs (Kaufhäuser,
Fachgeschäfteoder Fachmärkte) mit bis zu
8.000 Quadratmetern Verkaufsfläche je EinzeI­
vorhaben sowie Einkaufszentren und sonstige
Einzelhandelsagglomerationen (zum Beispiel

F~chmarktzentren) mit bis zu 10.000 Quadrat­
metern Gesamtverkaufsfläche je Standort.
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Unterzentren
mit Teilfunktionen eines Mittelzentrums

- mit mehr als 30.000 Einvyohnerinnen und Ein­
wohnern im Mittelbereich über die Einkaufs­

einrichtungen zur Deckung des qualifizierten
Grundbedarfs hinaus in begründeten Einzelfällen
Einzelhandelseinrichtu ngen, Einkaufszentren
und sonstige Einzelhandelsagglomerationen zur
Deckung des aperiodischen, gehobenen, länger­
fristigen Bedarfs mit bis zu 8.000 Quadratmetern
Verkaufsfläche je Einzelvorhaben,

- mit bis zu 30.00D Einwohnerinnen und Ein­
wohnern im Mittelbereich über die Einkaufs­

einrichtungen zur Deckung des qualifizierten
Grundbedarfs hinaus in begründeten Einzelfällen
Einzelhandelseinrichtu ngen, Einkaufszentren
und sonstige Einzelhandelsagglomerationen zur
Deckung ges aperiodischen, gehobenen, länger­
fristigen Bedarfs mit bis zu 6.500 Quadratmetern
Verkaufsfläche je Einzelvorhaben.

Unterzentren
- mit mehr als 15.000 Einwohnerinnen und Ein­

wohnern im Nahbereich Einzelhandelsein­

richtungen, Einkaufszentren und sonstige
Einzelhandelsagglomerationen zur Deckung
des qualifizierten Grundbedarfs mit bis zu
5.000 Quadratmetern Verkaufsfläche je EinzeI­
vorhaben,

- mit bis zu 15.000 Einwohnerinnen und Ein­
wohnern im Nahbereich Einzelhandelseinrich­

tungen, Einkaufszentren und sonstige Einzel­
handelsagglomerationen zur Deckung des
qualifizierten Grundbedarfs mit bis zu 4.000 Qua­
dratmetern Verkaufsfläche je Einzelvorhaben.

Stadtrandkernen I. Ordnung
mit Teilfunktionen eines Mittelzentrums
- den Unterzentren mit Teilfunktionen eines

Mittelzentrums entsprechende Einkaufsein­
richtungen .

Auf der Grundlage übergreifender Konzepte sind in
Abstimmung mit der Kernstadt auch höherwertige
Einkaufseinrichtungen möglich.
Stadtrand kernen I. Ordnung
- den Unterzentren entsprechende Einkaufs­

einrichtungen. Maßgeblich sind die Einwohner­
zahlen des jeweiligen Versorgungsbereiches.

Auf der Grundlage übergreifender Konzepte sind in
Abstimmung mit der Kernstadt auch höherwertige
Einkaufseinrichtungen möglich.

Ländlichen Zentralorten
- mit mehr als 5.000 Einwohnerinnen und Einwohnern

im Nahbereich Einzelhandelseinrichtungenund sons­
tige Einzelhandelsagglomerationen zur Deckung
des Grundbedarfs mit bis zu 2.000 Quadrat­

metern Verkaufsfläche je Einzelvorhaben,
- mit bis zu 5.000 Einwohnerinnen und Einwohnern

im Nahbereich Einzelhandelseinrichtungen und
sonstige Einzelhandelsagglomerationen zur
Deckung des Grundbedarfs mit bis zu 1.500 Qua­
dratmetern Verkaufsfläche je Einzelvorhaben.

Stadtrandkernen 11.Ordnung
- den ländlichen Zentralorten entsprechende Ein­

kaufseinrichtungen. Maßgeblich sind die
Einwohnerzahlen des jeweiligen Versorgungs­
bereiches.

Auf der Grundlage übergreifender Konzepte sind in
Abstimmung mit der Kernstadt auch höherwertige
Einkaufseinrichtungen möglich.
Gemeinden ohne zentralörtliche Einstufung
- Einkaufseinrichtungen mit höchstens 800 Qua-

dratmetern Verkaufsfläche je Einzelvorhaben.
In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 sind, soweit

die Nahbereichsgräße das zulässt auch Einkaufs­
einrichtungen mit mehr als 800 Quadratmetern
ausnahmsweise möglich. Das gilt insbesondere für
Gemeinden mit einer ergänzenden überörtlichen
Versorgungsfunktion ("2.3 Absatz 2).

In begründeten Ausnahmefällen kann von den
Schwellenwerten abgewichen werden.

6 Z Großflächige Einzelhandelseinrichtungen mit nah­
versorgungsrelevanten Sortimenten sind nur im
baulich zusammenhängenden Siedlungsgebiet der
Standortgemeinde zulässig (siedlungsstruktu­
reUes Integrationsgebot).

Großflächige Einzelhandelseinrichtungen mit
zentrenrelevanten Kernsortimenten sind nur an

städtebaulich integrierten Standorten im räumlichen
und funktionalen Zusammenhang mit den zentralen
Versorgungsbereichen der Standortgemeinde zuläs­
sig (städtebauliches Integrationsgebot).

Derartige Einzelhandelseinrichtungen sind aus­
nahmsweiseaußerhalb der zentralen Versorgungs­
bereiche im baulich zusammenhängenden
Siedlungsgebiet der Standortgemeinde zulässig,
soweit eine städtebaulich integrierte Lage nach­
weislich nicht möglich ist, die vorhandene Einzel­
handelsstruktur weitere sortimentspezifische Ver­
kaufsflächenentwicklungen zulässt die zentralörtliche
Bedeutung gestärkt wird und die Ansiedlung zu kei­
ner wesentlichen Verschlechterung der gewachsenen



Funktion der zentralen Versorgungsbereiche der
Standortgemeinde oder benachbarter Zentraler Orte
führt. Zentrale Versorgungsbereiche sind regelmäßig
die Innenstädte oder die Ortskerne sowie in Unter-,

Mittel- und Oberzentren die sonstigen Stadtteil- und
Versorgungszentren.

7 Z Großflächige Einzelhandelseinrichtungen mit nicht­
zentrenrelevanten Kernsortimenten sind auch au­

ßerhalb der städtebaulich integrierten Lagen an ver­
kehrlich gut erreichbaren Standorten im baulich zu­
sammenhängenden Siedlungsgebiet (-+2.2. Absatz
2) des Zentralen Ortes zulässig. Dabei sind regelmä­
ßig nicht mehr als 10 Prozent der Verkaufsfläche für
zentrenrelevante Randsortimente zulässig.

SZ In Ge.meinden mit mehreren Versorgungsbereichen
muss der großflächige Einzelhandel auf das inner­
gemeindliche Zentrensystem ausgerichtet sein.

9Z Lebensmitteldiscountmärkte mit mindestens
800 Quadratmetern Verkaufsfläche können auch

bei einer Geschossfläche von weniger als
1.200 Quadratmetern negative Auswirkungen auf
die infrastrukturelle Ausstattung, auf den Verkehr,

. auf die Versorgung der Bevölkerung in ihrem
Einzugsbereich sowie auf die Entwicklung zentraler
Versorgungsbereiche in der Gemeinde oder in an­
deren Gemeinden haben. Negative Auswirkungen
im Sinne des Satzes 1 sind bei der Ansiedlung oder
Erweiterung solcher Märkte weitgehend zu vermei­
den. Lebensmitteldiscountmärkte mit mindestens

800 Quadratmetern Verkaufsfläqhe, die solche
Auswirkungen haben, sind nach Maßgabe des gel­
tenden Planungsrechts außer in Kerngebieten nur in
$ondergebieten anzusiedeln.

10Z Lebensmitteldiscountmärkte gemäß Absatz 9 sind
im Rahmen der Bauleitplanung nur in Anbindung an
bestehende oder geplante Nahversorgungszentren
in integrierter Lage nach Maßgabe von Absatz 6
anzusiedeln.

11Z Zur Sicherung des landesplanerischen Ziels

eines gestuften Versorgungssystems an geeig­
neten Standorten sind bei der Aufstellung von
Bebauungsplänen, insbesondere mit Ausweisung
gewerblicher Bauflächen, Festsetzungen zu
treffen, die eine diesen Zielen zuwiderlaufen­

de Entwicklung durch sukzessiv erfolgende
Einzelhandeisa nsied lungen (Einzelhandelsagglo­
merationen) ausschließen.

12Z Für bestehende Einzelhandelsagglomerationen an
nicht integrierten Standorten sind Bebauungspläne
aufzustellen, um die vorhandenen, regionalen
Versorgungsstrukturen in integrierter Lage zu
sichern und weitergehende, nicht integrierte Ent­
wicklungen auszuschließen.

13 G Die Ausweisung neuer Flächen für den großflä­
chigen Einzelhandel soll interkommunal zwischen
den Zentralen Orten eines Mittelbereichs sowie im

Einzelfall mit den gleich- beziehungsweise höherran­
gigen Zentralen Orten benachbarter Mittelbereiche
im Einzugsbereich der geplanten großflächigen
Einzelhandelseinrichtung abgestimmt werden.·

14G Von einzelnen Vorgaben der Absätze 1 bis 10 kann
auf der Basis eines interkommunal abgestimmten
Konzeptes (regionales oder Stadt-Umland-Einzel­
handelskonzept) ("'2.9) unter Berücksichtigung der
Erfordernisse der Raumordnung abgewichen werden.

15 G Insbesondere in den Städten und Gemeinden,
bei denen das baulich zusammenhängende Sied­
lungsgebiet ("'2.2. Absatz 2) des Zentralen Ortes
die kommunale Grenze überschreitet. sind für Art
und Umfang der in diesen Nachbargemeinden
wahrgenommenen teilzentralen Aufgaben der
Versorgung die Zielsetzungen und Konzeptionen
des Zentralen Ortes selbst maßgeblich. Insoweit
kann von den landesplanerischen Vorgaben
für eine differenzierte räumliche Verteilung von
Einkaufseinrichtungen nur einvernehmlich abgewi­
chen werden.

16 G Großflächige Einzelhandelseinrichtungen und
Dienstleistungszentren sollen in örtliche und regio­
nale ÖPNV-Netze eingebunden werden.
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